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Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales 

Dr. Stephan Hol t hof f - P f ö r t n e r 

- Gv. NRW. 2018 S. 403 

20061 

Berichtigung 
des Nordrhein-Westfälischen Datenschutz­
Anpassungs- und Umsetzungsgesetzes EU 

Vom 17. Juli 2018 

Das Nordrhein-Westfälische Datenschutz-Anpassungs­
und Umsetzungsgesetz EU vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. 
244, ber. S. 278) ist wie folgt zu berichtigen: 

1. In Artikel 1 wird in § 8 Absatz 4 nach den Wörtern 
"auf die" das Wort "die" gestrichen. 

2. In Artikel 2 Nummer 2 werden in § 13 Absatz 3 nach 
dem Wort "der" die Wörter "oder des Landesbeauftrag­
ten für Datenschutz und Informationsfreiheit richtet 
sich nach §" eingefügt. 

Düsseldorf, den 17. Juli 2018 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

im Auftrag 

Johannes Wi n k e 1 

Gv. NRW. 2018 S. 404 

2120 

Gesetz 
zur Änderung des 

Gesundheitsfachherufeweiterentwicklungsgesetzes 
Vom 21. Juli 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Änderung des 

Gesundheitsfachberufeweiterentwicklungsgesetzes 

Artikel 1 

Das Gesundheitsfachberufeweiterentwicklungsgesetz vom 
6. Oktober 1987 (Gv. NRW. S. 342), das zuletzt durch Ar­
tikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2010 (Gv. NRW. 
S. 126) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt gefasst: 

,,(1) Das für die Gesundheitsfachberufe zuständige 
Ministerium kann zur Erprobung von Ausbil­
dungsangeboten, die der Weiterentwicklung der 
Berufe in der Alten- und Krankenpflege, im Heb­
ammenwesen, der Logopädie, der Physiotherapie 
und Ergotherapie dienen, Abweichungen von den 
Berufsgesetzen und den entsprechenden Ausbil­
dungs- und Prüfungsverordnungen zur Durchfüh­
rung von Modellvorhaben auch an Hochschulen 
zulassen. Das Ministerium erlässt hierzu nach An­
hörung des zuständigen Landtagsausschusses 
unter Beachtung der Voraussetzungen der § 4 Ab­
satz 6 und 7 des Altenpflegegesetzes in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 25. August 2003 
(BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 1b des 
Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) geän­
dert worden ist, und § 4 Absatz 6 und 7 des Kran­
kenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I 
S. 1442), das zuletzt durch Artikel 1a des Gesetzes 
vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) geändert wor­
den ist, sowie § 6 Absatz 3 und 4 des Hebammen­
gesetzes vom 4. Juni 1985 (BGBl. I S. 902), das zu­
letzt durch Artikel 17b des Gesetzes vom 23. De­
zember 2016 (BGBl. I S. 3191) geändert worden ist, 
§ 4 Absatz 5 und 6 des Ergotherapeutengesetzes 
vom 25. Mai 1976 (BGBl. I S. 1246), das zuletzt 
durch Artikel 17a des Gesetzes vom 23. Dezember 
2016 (BGBl. I S. 3191) geändert worden ist, § 4 Ab­
satz 5 und 6 des Gesetzes über den Beruf des Lo­
gopäden vom 7. Mai 1980 (BGBl. I S. 529), das zu­
letzt durch Artikel 17c des Gesetzes vom 23. De­
zember 2016 (BGBl. I S. 3191) geändert worden ist 
und § 9 Absatz 2 und 3 des Masseur- und Physio­
therapeutengesetzes vom 26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1084), das zuletzt durch Artikel 17d des Geset­
zes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3191) geän­
dert worden ist, eine Rechtsverordnung, mit der 
die Rahmenvorgaben für Ziele, Dauer, Art und all­
gemeine Vorgaben zur Ausgestaltung der Modell­
vorhaben, die Abweichungen von den Berufsgeset­
zen und den Ausbildungs- und Prüfungsverord­
nungen sowie die Bedingungen für die Teilnahme 
festgelegt werden. Der theoretische und fachprak­
tische Unterricht kann ganz oder teilweise an 
einer Hochschule vermittelt werden." 

c) Absatz 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

2. § 3 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 21. Juli 2018 

Die Landesregierung 
Nordrhein -Westfalen 

(L. S.) 
Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Lau man n 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung 
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Ina S c h a r ren b ach 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e sen b ach 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel Pfeiffer - P 0 e n s gen 

- Gv. NRW. 2018 S. 404 

Gesetz 
zur Neuregelung der Dauer der Bildungsgänge 

im Gymnasium 
(13. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Vom 21. Juli 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 
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Gesetz 
zur Neuregelung der Dauer der Bildungsgänge 

im Gymnasium 
(13. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes NRW 

Das Schulgesetz NRW vom 15. Februar 2005 (Gv. NRW. 
S. 102), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
6. Dezember 2016 (Gv. NRW. S. 1052) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Die Sekundarstufe I umfasst die Hauptschule, 
die Realschule, die Sekundarschule sowie die Ge­
samtschule und das Gymnasium bis Klasse 10. Das 
Gymnasium kann in der Sekundarstufe I auch bis 
Klasse 9 geführt werden." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort "Gym­
nasium" die Wörter "mit achtjährigem Bildungs­
gang" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter "und der 
Gesamtschule" durch die Wörter ",der Gesamt­
schule und dem Gymnasium mit neunjährigem 
Bildungsgang" ersetzt. 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Das Gymnasium umfasst in der Sekundar­
stufe I die Klassen 5 bis 10, im achtjährigen Bil­
dungsgang die Klassen 5 bis 9, und die gymnasia­
le Oberstufe (Sekundarstufe II)." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) Das Gymnasium mit neunjährigem Bildungs­
gang vergibt am Ende der Klasse 10 den mittleren 
Schulabschluss (Fachoberschulreife) und erteilt 
mit der Versetzung die Berechtigung zum Besuch 
der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe 
und der Bildungsgänge der Berufskollegs, die zur 
allgemeinen Hochschulreife führen. Für Schüle­
rinnen und Schüler mit besonders guten Leistun­
gen wird die Berechtigung zum Besuch auch der 
Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe 
erteilt." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie 
folgt gefasst: 

,,(5) Das Gymnasium mit achtjährigem Bildungs­
gang erteilt mit der Versetzung am Ende der Klas­
se 9 die Berechtigung zum Besuch der Einfüh­
rungsphase der gymnasialen Oberstufe und der 
Bildungsgänge der Berufskollegs, die zur allge­
meinen Hochschulreife führen. Es erteilt mit der 
Versetzung am Ende der Einführungsphase die 
Berechtigung zum Besuch der Qualifikationspha­
se der gymnasialen Oberstufe und vergibt den 
mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife)." 

d) Folgende Absätze 6 und 7 werden angefügt: 

,,(6) Am Gymnasium werden außerdem nach 
Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnun­
gen ein dem Hauptschulabschluss gleichwertiger 
Abschluss und ein dem Hauptschulabschluss 
nach Klasse 10 gleichwertiger Abschluss verge­
ben. 

(7) Ein Schulträger kann 

1. ein Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgang 
errichten, 

2. ein Gymnasium mit neunjährigem Bildungsgang 
in ein Gymnasium mit achtjährigem Bildungs­
gang umwandeln und 

3. ein Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgang 
in ein Gymnasium mit neunjährigem Bildungs­
gang umwandeln, 

wenn dafür ein Bedürfnis besteht. Für das Verfahren 
gelten § 78 Absatz 5, § 80 und § 81." 

4. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Sie umfasst die Jahrgangsstufen 11 bis 13, im 
Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgang die 
Jahrgangsstufen 10 bis 12." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Am Ende der Einführungsphase findet nach 
Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
eine zentrale schriftliche Leistungsüberprüfung 
statt, für die landeseinheitliche Aufgaben gestellt 
werden." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absät­
ze 4 und 5. 

5. In § 36 Absatz 1 wird nach den Wörtern "eingeschult 
werden',' dem Wort "Primarbereich" und dem Wort 
"Bildungsprozesse" jeweils ein Komma eingefügt. 

6. In § 37 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
"Gymnasium" die Wörter "mit achtjährigem Bil­
dungsgang" eingefügt. 

7. In § 40 Absatz 1 Nummer 5 wird das Wort "entspre­
chend" durch das Wort "gemäß" ersetzt. 

8. Dem § 46 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

,,(10) Bei den Entscheidungen über die Aufnahme in 
die Schule nach den vorstehenden Absätzen gehören 
die Bildungsgänge des Gymnasiums zu einer einheit­
lichen Schulform." 

9. § 52 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 wird wie folgt ge­
fasst: 

,,6. die Versetzung und die Vorversetzung einschließ­
lich der Bildung besonderer Lerngruppen:' 

10. In § 59 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter 
"vor der Anstellung" gestrichen. 

11. § 65 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 9 wird aufgehoben. 

b) Die Nummern 10 bis 26 werden die Nummern 9 
bis 25. 

12. In § 82 Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter "bis Jahr­
gangs stufe 10" durch die Wörter "in der Sekundar­
stufe I" ersetzt. 

13. In § 89 Absatz 4 wird das Wort "Innenministerium" 
durch die Wörter "für Kommunales zuständigen Mi­
nisterium" ersetzt. 

14. In § 93 Absatz 2 wird das Wort "Finanzministerium" 
durch die Wörter "für Finanzen zuständigen Ministe­
rium" ersetzt. 

15. In § 96 Absatz 5 wird das Wort "Innenministerium" 
durch die Wörter "für Kommunales zuständigen Mi­
nisterium" und das Wort "Finanzministerium" durch 
die Wörter "für Finanzen zuständigen Ministerium" 
ersetzt. 

16. In § 97 Absatz 4 wird das Wort "Innenministerium" 
durch die Wörter "für Kommunales zuständigen Mi­
nisterium ',' das Wort "Finanzministerium " durch die 
Wörter "für Finanzen zuständigen Ministerium" und 
die Wörter "Ministerium für den Bereich Verkehr" 
durch die Wörter "fürVerkehr zuständigen Ministeri­
um" ersetzt. 

17. In § 115 Absatz 1 wird das Wort "Innenministerium" 
durch die Wörter "für Kommunales zuständigen Mi­
nisterium" und das Wort "Finanzministerium" durch 
die Wörter "für Finanzen zuständigen Ministerium" 
ersetzt. 

Artikel 2 
Belastungsausgleich 

Ein notwendiger finanzieller Ausgleich der wesentlichen 
Belastungen, die sich für die Gemeinden und Kreise als 
Schulträger durch dieses Gesetz ergeben, wird in einem 
Belastungsausgleichsgesetz zu diesem Gesetz geregelt. 
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Artikel 3 

Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes 

In § 20 Absatz 10 Satz 1 des Lehrerausbildungsgesetzes 
vom 12. Mai 2009 (GV NRW. S. 308), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV NRW. 
S. 310) geändert worden ist, wird die Angabe ,,2018" 
durch die Angabe ,,2023" ersetzt. 

Artikel 4 
Inkrafttreten, Übergangsvorschrift, Überprüfung der 

Auswirkungen des Gesetzes 

(1) Artikel 1 Nummern 5, 7, 9, 10, 11 und 13 bis 17 und 
Artikel 3 treten am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. August 2019 in 
Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummern 1 bis 4, 6 und 8 sind erstmals auf 
die Schülerinnen und Schüler anzuwenden, die im 
~chuljahr 2019/2020 die Klassen 5 und 6 besuchen. Im 
Ubrigen beenden die Schülerinnen und Schüler ihren 
Bildungsgang im Gymnasium nach den bisherigen Vor­
schriften. 

(4) Aufgrund eines Beschlusses der Schulkonferenz, der 
einer Mehrheit von mehr als zwei Dritteln ihrer Mitglie­
der bedarf, führt der Schulträger ein Gymnasium ab 
dem Schuljahr 201912020 mit achtjährigem Bildungs­
gang fort. Die Schulkonferenz beschließt darüber bis 
spätestens 31. Januar 2019. Der Schulträger kann ent­
scheiden, dass dem Beschluss der Schulkonferenz 
Gründe der Schulentwicklungsplanung entgegenstehen. 

(5) § 81 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW ist im Fall des 
Absatzes 4 nicht anwendbar. 

(6) Gymnasien in der Aufbauform, die beim Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes bestehen, können fortgeführt werden, 
solange sie die Mindestgröße erreichen. Für sie gilt § 12 
Absatz 3 des Schulgesetzes NRW entsprechend. Schüle­
rinnen und Schüler der Klasse 10 der Gymnasien in der 
Aufbauform nehmen ab dem Schuljahr 2018/2019 am 
Abschlussverfahren gemäß § 12 des Schulgesetzes NRW 
teil. 

(7) Die Landesregierung überprüft die Auswirkungen 
dieses Gesetzes und unterrichtet den Landtag zum 31. 
Juli 2029 darüber. 

Düsseldorf, den 21. Juli 2018 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Dr. Joachim S tarn p 

Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m per 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne Ge bau e r 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung 

Ina S c h a r ren b ach 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel P f e i f f e r Po e n s gen 

GV NRW. 2018 S. 404 
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Verordnung zur Änderung 
von Ausbildungs- und Prüfungs ordnungen 

gemäß § 52 Schulgesetz NRW 
Vorn 12. Juli 2018 

Auf Grund des § 52 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 des 
Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV NRW. 
S. 102), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Juni 
2006 (GV NRW. S. 278) geändert worden ist, verordnet 
das Ministerium für Schule und Bildung mit Zustim­
mung des für Schulen zuständigen Ausschusses: 

Inhalt 

Artikel 1 Verordnung über den Bildungsgang und die 
Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe 

Artikel 2 Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
in den Bildungsgängen des Berufskollegs 

Artikel 3 Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
am Oberstufen-Kolleg an der Universität Bie­
lefeld 

Artikel 4 Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
in den Bildungsgängen des 
Weiterbildungskollegs 

Artikel 5 Inkrafttreten 

Artikel 1 

Die Verordnung über den Bildungsgang und die Abitur­
prüfung in der gymnasialen Oberstufe vom 5. Oktober 
1998 (GV NRW. S. 594), die zuletzt durch Verordnung 
vom 11. Mai 2016 (GV NRW S. 245) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe "Abs. 3" durch 
die Angabe "Absatz 4" ersetzt. 

2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Für die Dauer der Klausuren im letzten Halbjahr 
der Qualifikationsphase gilt § 32 Absatz 2 und 3 
entsprechend." 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,,(5) In den modernen Fremdsprachen können 
Klausuren mündliche Anteile enthalten. In einem 
der ersten drei Halbjahre der Qualifikationsphase 
wird nach Festlegung durch die Schule in den mo­
dernen Fremdsprachen eine Klausur durch eine 
gleichwertige mündliche Leistungsüberprüfung er­
setzt. Die mündliche Leistungsüberprüfung darf 
nicht in dem Halbjahr liegen, das in demselben 
Fach von der Schule für die Facharbeit nach Ab­
satz 3 festgelegt wurde." 

c) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Ab­
sätze 6 und 7. 

3. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Die schriftliche Prüfung dauert in den Leis­
tungskursfächern mindestens 240 und höchstens 
270 Minuten und im dritten Abiturfach mindestens 
210 und höchstens 240 Minuten. Im Rahmen dieser 
Bandbreiten bestimmt die oberste Schulaufsichts­
behörde die Dauer der schriftlichen Prüfung in 
den einzelnen Fächern." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Für Schülerexperimente und praktische Ar­
beiten in den Naturwissenschaften, in Ernährungs­
lehre, Informatik und Technik oder für Gestal­
tungsaufgaben in den Fächern Kunst und Musik 
kann die oberste Schulaufsichtsbehörde die jeweils 
festgelegte Dauer der Prüfung um höchstens 60 
Minuten verlängern." 

Artikel 2 

Anlage D der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Be­
rufskolleg vom 26. Mai 1999 (GV NRW S. 240, ber. 2000, 
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